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1. Instanz

Aktenzeichen S 40 AL 927/00
Datum 30.04.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 AL 283/01
Datum 27.03.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 30. April 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten des zweiten Rechtszuges sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen. 

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Bewilligung von Arbeitslosenhilfe (Alhi) ab
21.01.2000 streitig.

Der am 1950 geborene KlÃ¤ger war zunÃ¤chst als BÃ¼hnenarbeiter, spÃ¤ter ohne
formelle Ausbildung als Beleuchter beschÃ¤ftigt. Von 1980 an bezog der KlÃ¤ger
Leistungen der Beklagten und war zeitweise beruflich tÃ¤tig. Zuletzt stand er vom
05.09. bis 31.10.1994 als Beleuchter bei der N.-GmbH in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis.

Vom 29.09.1994 bis 11.06.1996 bezog er Krankengeld, vom 19.05.1998 bis zur
ErschÃ¶pfung des Anspruchs mit dem 14.03.1999 Arbeitslosengeld (Alg) und ab
15.03.1999 Alhi.
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Eine wegen des Ausscheidens des KlÃ¤gers aus der TrainigsmaÃ�nahme MOVE
festgesetzte Sperrzeit ab 07.05.1999 wurde auf den Widerspruch des KlÃ¤gers mit
Abhilfebescheid vom 10.12.1999 aufgehoben. Mit Bescheid ebenfalls vom
10.12.1999 hob die Beklagte jedoch die Bewilligung der Alhi mit Wirkung vom
30.06.1999 ganz auf, weil der KlÃ¤ger ab diesem Tag der Arbeitsvermittlung nicht
mehr zur VerfÃ¼gung gestanden habe. Er habe erklÃ¤rt, dass er Ã¼ber die
VermittlungsmÃ¶glichkeiten nicht mehr der Arbeitsvermittlung sprechen mÃ¶chte.
Gegen die Aufhebung der Leistungsbewilligung ab 30.06.1999 hat der KlÃ¤ger
keinen Rechtsbehelf eingelegt. Im Anschluss an die erneute Arbeitslosmeldung und
Antragstellung am 02.11.1999 unterstellte die Beklagte die VerfÃ¼gbarkeit des
KlÃ¤gers und bewilligte ihm mit Bescheid vom 25.11.1999 Alhi ab 02.11.1999. Im
November 1999 nahm der KlÃ¤ger an der TrainingsmaÃ�nahme MOVE teil.

Nach zwei Meldeaufforderungen zum 02. und 10.12.1999, denen der KlÃ¤ger nicht
nachkam, hob die Beklagte die Entscheidung Ã¼ber die Bewilligung von Alhi mit
Wirkung vom 03.12.1999 ganz auf (Bescheid vom 16.12.1999,
Widerspruchsbescheid vom 23.03.2000). Klage und Berufung waren erfolglos (S 40
AL 656/00; Urteil des Senats vom 27.03.2000, L 9 AL 175/01).

Am 21.01.2000 sprach der KlÃ¤ger beim Arbeitsamt MÃ¼nchen persÃ¶nlich vor und
beantragte die Wiederbewilligung von Alhi. Nach einem Vermerk im
Bewerberangebot vom 21.01.2000 war der KlÃ¤ger nicht bereit, mit dem
Arbeitsberater G. (G.) zu sprechen. Daher habe man ihm den Vordruck fÃ¼r den
Alhi-Antrag nicht aushÃ¤ndigen kÃ¶nnen. Der KlÃ¤ger sei von Herrn K. (K.)
informiert worden, dass G. der Ansprechpartner sei. Daraufhin habe der KlÃ¤ger das
Arbeitsamt wutentbrannt verlassen.

Mit einem am 24.01.2000 beim Arbeitsamt eingegangenen Schreiben vom
21.01.2000 ersuchte der KlÃ¤ger die Beklagte sinngemÃ¤Ã�, ihm das Formular
fÃ¼r den Leistungsantrag durch die Post zuzusenden und G. nicht als
Ansprechpartner zu benennen. Ã�ber das Sozialamt sei er nur bis 14.01.2000
krankenversichert. Mit Schreiben vom 21.01.2000 Ã¼bersandte die Beklagte dem
KlÃ¤ger das beantragte Formular. Nach Darstellung des Sachverhalts aus ihrer Sicht
wies sie den KlÃ¤ger darauf hin, so lange er nicht mit G. Ã¼ber
VermittlungsmÃ¶glichkeiten spreche, sei Â§ 119 SGB III (VerfÃ¼gbarkeit) nicht
erfÃ¼llt, so dass jeder Leistungsantrag auf Alg/ Alhi abgelehnt werde.

Am 15.02.2000 gab der KlÃ¤ger den ausgefÃ¼llten Antragsvordruck zurÃ¼ck. Mit
Bescheid vom 23.02.2000 lehnte die Beklagte den Alhi-Antrag des KlÃ¤gers ab. Der
KlÃ¤ger habe erklÃ¤rt, dass er nicht mit dem zustÃ¤ndigen Vermittler G. reden
mÃ¶chte. Damit stehe er der Arbeitsvermittlung nicht zur VerfÃ¼gung, sei nicht
arbeitslos und habe keinen Leistungsanspruch. Den Widerspruch des KlÃ¤gers wies
die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 11.05.2000 zurÃ¼ck, der dem KlÃ¤ger
am 15.05.2000 zugestellt wurde.

Hiergegen erhoben der KlÃ¤ger und sein anwaltlicher BevollmÃ¤chtigter jeweils am
16.06.2000 Klage zum Sozialgericht MÃ¼nchen. Der vom KlÃ¤ger fÃ¼r sein
Einwurfeinschreiben verwendete Briefumschlag trÃ¤gt den Poststempel des

                               2 / 7

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2040%20AL%20656/00
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2040%20AL%20656/00
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%209%20AL%20175/01
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/119.html


 

Postamtes MÃ¼nchen 80331 vom 13.06.2000. In einem ErÃ¶rterungstermin des
Sozialgerichts machte er im Wesentlichen geltend, die GrÃ¼nde, die ihn bewogen
hÃ¤tten, weiterhin nicht mit G. zu sprechen, seien die gleichen gewesen wie im
Verfahren S 20 AL 656/00 (L 9 AL 175/01) Ã¼ber die Aufhebung der Alhi-Bewilligung
ab 03.12.1999. Danach lehne er G. wegen der von diesem zu verantwortenden
Entscheidung Ã¼ber die VerfÃ¼gbarkeit ab 30.06.1999 ab. Auch habe G. die
MaÃ�nahmen nicht aufgegriffen, die ihm von Frau B. (B.) in Aussicht gestellt worden
seien.

In einem Schreiben vom 04.03.2001 beschrieb der KlÃ¤ger unter anderem die
TÃ¤tigkeit des Arbeitsvermittlers G. ab 27.04.1999: Bei einem Termin am
21.06.1999 habe ihm G. mitgeteilt, Reha sei lÃ¤ngst abgelehnt, obwohl ihm Frau B.
am 15.06.1999 persÃ¶nlich berufliche Reha zugesagt habe. Noch am 07.06.1999
habe G. von dem Reha-Antrag angeblich nichts gewusst. Mit Schreiben vom
24.06.1999 habe man ihm einen Vorstellungstermin bei einer GemeinnÃ¼tzigen
ArbeitnehmerÃ¼berlassung mitgeteilt; die dortigen Alters- und kÃ¶rperlichen
Voraussetzungen habe er jedoch nicht erfÃ¼llt. All dies habe kurz nach dem
Abbruch des Kurses bei CBZ und den ihm von K. im Januar 1999 abverlangten
"Blindbewerbungen" als VolontÃ¤r stattgefunden. Am 07., 08. und 14.06.1999 habe
ihm G. Stellen als BÃ¼rohilfe angeboten, obwohl er keine Vorkenntnisse habe. Nach
den Angaben des Abschnittsleiters K. gehÃ¶re er aber zu dem Fachbereich der
kÃ¼nstlerischen Berufe. Bei der vierten Meldeaufforderung zum 30.06.1999 sei es
angeblich um Fragen der beruflichen Weiterbildung, danach aber nur um seine
angebliche NichtverfÃ¼gbarkeit gegangen. Weitere VermittlungsvorschlÃ¤ge habe
G. nicht anzubieten gehabt. Nach dem Sperrzeit- bzw.
NichtverfÃ¼gbarkeitsbescheid vom 05.07.1999 sei fÃ¼r ihn dann auch eine
kÃ¼nftige Vertrauensgrundlage endgÃ¼ltig erloschen. ZusÃ¤tzlich zu den bereits
ab 06.05.1999 vorausgegangenen VorwÃ¼rfen habe G. bemerkt, sein kÃ¼nftiger
Ansprechpartner sei besser als das Sozialamt, gewiss habe er in der C. auch Zoff
gemacht und sei doch vÃ¶llig gesund und nur zu faul zum Arbeiten. Beim Termin
vom 21.06.1999 habe ihm G. plÃ¶tzlich unterstellt, dass er ihn angreifen wolle. Er
habe sich jedoch wegen seiner RÃ¼ckenschmerzen im Sitzen nur etwas nach vorne
bewegt gehabt. Nach der Untersuchung durch den Amtsarzt wÃ¤re es fairer
gewesen, ihm sofort eine berufliche Reha-MaÃ�nahme und auch ein tatsÃ¤chlich
angemessenes Arbeitslosengeld zu gewÃ¤hren. Mit einem Besuch im
Computerbildungszentrum sei es doch nicht getan.

Im ErÃ¶rterungstermin vom 16.02.2001 hÃ¶rte das Sozialgericht die Beteiligten
zum Erlass eines Gerichtsbescheides an. Mit Gerichtsbescheid vom 30.04.2001,
dem BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers zugestellt am 21.06.2001, wies das
Sozialgericht die Klage ab. Infolge seiner Weigerung, mit dem zustÃ¤ndigen
Arbeitsvermittler G. zu sprechen, habe der KlÃ¤ger den VermittlungsbemÃ¼hungen
des Arbeitsamtes nicht zur VerfÃ¼gung gestanden. Dem stehe nicht entgegen,
dass der KlÃ¤ger nach seinen Angaben bereit gewesen sei, mit einem anderen
Arbeitsvermittler zusammenzuarbeiten. Die innere Organisation des Arbeitsamtes
obliege der Beklagten. Von den drei fÃ¼r den Wirtschaftsbereich, in dem der
KlÃ¤ger aufgrund seiner frÃ¼heren TÃ¤tigkeit wieder Arbeit gesucht habe, tÃ¤tigen
Vermittlern sei bereits frÃ¼her eine Vermittlerin vom KlÃ¤ger wegen persÃ¶nlicher
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Differenzen abgelehnt und auch die dritte bereits einmal erfolglos im Rahmen einer
Teamberatung mit dem KlÃ¤ger befasst gewesen. Es sei deshalb vertretbar
gewesen, es bei der ZustÃ¤ndigkeit des mit der Angelegenheit des KlÃ¤gers
vertrauten Arbeitsberaters G. zu belassen. Dem KlÃ¤ger habe kein subjektives
Ã¶ffentliches Recht zugestanden, aus dem sich ein Anspruch auf die Zuweisung zu
einem anderen Arbeitsberater ergeben kÃ¶nnte. Ã�ber die berufliche Rehabilitation
des KlÃ¤gers sei von einer anderen Stelle der Beklagten selbstÃ¤ndig und ohne
Absprache oder Abstimmung mit dem Arbeitsberater G. zu entscheiden gewesen.

Hiergegen richtet sich die am 23.07.2001, einem Montag, eingelegte Berufung des
KlÃ¤gers. Er macht weiter geltend, er habe G. ablehnen dÃ¼rfen, weil das
VertrauensverhÃ¤ltnis mit ihm zerstÃ¶rt gewesen sei. Wegen des Vortrags des
KlÃ¤gers im Einzelnen wird auf die von ihm eingereichten SchriftsÃ¤tze Bezug
genommen.

Der KlÃ¤ger beantragt, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
30.04. 2001 und den Bescheid der Beklagten vom 23.02.2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 11.05.2000 aufzuheben sowie die Beklagte zu
verurteilen, ihm ab 21.01.2000 Alhi zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Senat haben bei seiner Entscheidung neben den Gerichtsakten beider
RechtszÃ¼ge die Akten der Beklagten einschlieÃ�lich der Vermittlungsunterlagen
(Ausdrucke des Bewerberangebots) vor- gelegen.

Einen Antrag des KlÃ¤gers auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe vom 25.03.2003
hat der Senat mit Beschluss vom 27.03.2003 abgelehnt.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers ist nicht begrÃ¼ndet.

Die Klage ist zulÃ¤ssig. Zwar wurde sie erst am 16.06.2000 erhoben, obwohl nach
der Zustellung des Widerspruchsbescheides am 15.05.2000 die Monatsfrist des Â§
87 Abs.1 Satz 1, Abs.2 SGG mit Ablauf des 15.06.2000, eines Donnerstags, endete.
Doch ist dem KlÃ¤ger Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach Â§ 67 SGG zu
gewÃ¤hren. Aus dem Poststempel vom 13.06.2000 folgt, dass der KlÃ¤ger die
Klageschrift spÃ¤testens an diesem Tag der Post Ã¼bergeben hatte, so dass er
nach den gewÃ¶hnlichen BefÃ¶rderungszeiten fÃ¼r Sendungen innerhalb von
MÃ¼nchen mit einer Zustellung spÃ¤testens am 15.06.2000 rechnen durfte, also
innerhalb der Klagefrist. Die Wiedereinsetzung ist von Amts wegen zulÃ¤ssig, da der
KlÃ¤ger die versÃ¤umte Klage am 16.06.2000 nachgeholt hat (Â§ 67 Abs.2 Satz 4
i.V.m. Satz 3 SGG); auch das Berufungsgericht kann sie in den GrÃ¼nden seiner
Entscheidung aussprechen, wenn das Sozialgericht dies unterlassen hat (vgl. dazu
Meyer-Ladewig, SGG, 7. Auflage 2002, Â§ 67 Rdnr.10a, 15, 18).

Dagegen ist die Klage nicht begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Alhi
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ab 21.01.2000.

Die GewÃ¤hrung von Alhi setzt gemÃ¤Ã� Â§ 190 Abs.1 Nr.1 SGB III unter anderem
Arbeitslosigkeit voraus. FÃ¼r diese gelten gemÃ¤Ã� Â§ 198 Abs.1 Satz 2 SGB III die
Vorschriften Ã¼ber das Alg entsprechend. GemÃ¤Ã� Â§ 118 Abs.1 SGB III ist
arbeitslos ein Arbeitnehmer, der (1.) vorÃ¼bergehend nicht in einem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis steht (BeschÃ¤ftigungslosigkeit) und (2.) eine
versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wÃ¶chentlich umfassende
BeschÃ¤ftigung sucht (BeschÃ¤ftigungssuche). Nach Â§ 119 Abs.1 SGB III sucht
eine BeschÃ¤ftigung, wer (1.) alle MÃ¶glichkeiten nutzt und nutzen will, um seine
BeschÃ¤ftigungslosigkeit zu beenden und (2.) den VermittlungsbemÃ¼hungen des
Arbeitsamtes zur VerfÃ¼gung steht (VerfÃ¼gbarkeit).

In der vorliegenden Streitsache betrifft die unstreitige Wei- gerung des KlÃ¤gers,
mit dem Arbeitsvermittler G. zu sprechen, nicht das Anspruchsmerkmal des Â§ 119
Abs.1 Nr.1 SGB III, worin vom Arbeitslosen eine aktive BeschÃ¤ftigungssuche durch
EigenbemÃ¼hungen verlangt wird. Denn bei der bloÃ�en Bereitschaft des
Arbeitslosen, sich den VermittlungsbemÃ¼hungen des Arbeitsamtes zur
VerfÃ¼gung zu "stellen", handelt es sich nach der GesetzesbegrÃ¼ndung nicht um
EigenbemÃ¼hungen im Sinne des Â§ 119 Abs.1 Nr.1 SGB III, sondern um einen der
FÃ¤lle nach Â§ 119 Abs.1 Nr.2 SGB III (vgl. Gesetzentwurf der Bundesregierung BT-
Drucksache 13/5676 und 13/4941, abgedruckt bei Hauck/Noftz, SGB III, Band III
Materialien M.010, S.75 zu Abs.1). Auch in der Lite- ratur wird zu Recht diese
Auffassung vertreten (Wissing in: Wissing und andere, SGB III ArbeitsfÃ¶rderung, Â§
119 Rdnr.93, 95).

Daher bewirkte die genannte ErklÃ¤rung des KlÃ¤gers, mit dem zustÃ¤ndigen
Arbeitsvermittler G. nicht sprechen zu wollen, dass er den
VermittlungsbemÃ¼hungen des Arbeitsamtes im Sinne des Â§ 119 Abs.1 Nr.2 SGB
III nicht zur VerfÃ¼gung stand. VerfÃ¼gbarkeit in diesem Sinne bedeutet nicht nur
nach Â§ 119 Abs.2 SGB III die FÃ¤higkeit und Bereitschaft des Arbeitslosen zur
Arbeit, die in Â§ 119 Abs.3 und 4 nÃ¤her umschrieben sind. Auch Â§ 119 Abs.3 Nr.3
SGB III ist nicht einschlÃ¤gig, weil dort nur das KÃ¶nnen und das DÃ¼rfen zur
Befolgung von VorschlÃ¤gen des Arbeitsamtes zur beruflichen Eingliederung
angesprochen sind. Die Arbeitslosen mÃ¼ssen vielmehr der Arbeitsvermittlung
tatsÃ¤chlich "zur VerfÃ¼gung stehen", also deren VermittlungsbemÃ¼hungen im
Prinzip auch zugÃ¤nglich sein wollen. Das folgt unmittelbar aus Wortlaut und Sinn
des Â§ 119 Abs.1 Nr.2 SGB III. Die Begriffsbestimmung der VerfÃ¼gbarkeit in Â§
119 Abs.2 SGB III kann insoweit nicht abschlieÃ�end sein. Durch seine Weigerung,
mit G. zu sprechen, war der KlÃ¤ger aber der Arbeitsvermittlung der Beklagten
nicht zugÃ¤nglich, sondern hat diese verhindert.

Schwerwiegende und wichtige GrÃ¼nde, die den weiteren Kontakt des KlÃ¤gers mit
G. nicht mehr zumutbar machten, sind nicht ersichtlich. Auch kann eine Besorgnis
der Befangenheit des Vermittlers G. im Sinne des Â§ 17 SGB X nicht festgestellt
werden; auf die Frage, welche Rechtsfolgen im Einzelnen eine solche Besorgnis
bewirkt, kommt es daher hier nicht an.
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ZunÃ¤chst verweist der Senat auf seine AusfÃ¼hrungen im Urteil vom 27.03.2003, 
L 9 AL 175/01. Danach lÃ¤sst sich aus den Vorhaltungen des Arbeitsvermittlers
gegen den KlÃ¤ger wegen dessen Verhalten in der TrainingsmaÃ�nahme im Mai
1999 und aus der Mitwirkung des Vermittlers an verschiedenen, den KlÃ¤ger
belastenden MaÃ�nahmen im Jahre 1999 nicht ableiten, dass dem KlÃ¤ger
GesprÃ¤che mit G. im Rahmen von Arbeitsberatung und -vermittlung unzumutbar
gewesen wÃ¤ren. Das gilt auch hinsichtlich des Sachvortrags des KlÃ¤gers
(Schriftsatz vom 25.03.2003), er habe G. wegen dessen UntÃ¤tigkeit von Juli bis
November 1999 fÃ¼r nicht mehr zustÃ¤ndig gehalten.

Auch aus dem zusÃ¤tzlichen Vortrag des KlÃ¤gers im sozialgerichtlichen Verfahren
(Schriftsatz vom 04.03.2001) folgt nichts anderes. Allein aus dem geltend
gemachten Umstand, dass G. die von Frau B. in Aussicht gestellten MaÃ�nahmen
nicht aufgegriffen habe, lÃ¤sst sich ein begrÃ¼ndetes Misstrauen gegen seine
Unparteilichkeit nicht ableiten. Im Ã�brigen hat die Reha-Abteilung schlieÃ�lich
derartige Leistungen abgelehnt (Berufungssache L 9 AL 282/01). Frau B. hat hierzu
am 24.06.1999 in einem Vermerk im Bewerberangebot festgestellt, dass der
KlÃ¤ger nicht zu dem Personenkreis des Â§ 19 SGB III (Behinderte) gehÃ¶re. Auch
das weitere Vorbringen des KlÃ¤gers im Schriftsatz vom 04.03.2001 lÃ¤sst nicht
erkennen, dass es fÃ¼r den KlÃ¤ger unzumutbar war, sich von G. als Arbeitsberater
und -vermittler betreuen zu lassen. Bei der beruflichen Lage des KlÃ¤gers, musste
im Hinblick auf Â§ 121 Abs.5 SGB III jeder Vermittler auch andere TÃ¤tigkeiten und
Branchen auÃ�erhalb der des Beleuchters in ErwÃ¤gung ziehen, also auch
TÃ¤tigkeiten als BÃ¼rohilfen oder bei einem Unternehmen fÃ¼r Zeitarbeit. Die
Unterlagen der Arbeitsvermittlung (BewA-Ausdrucke) verdeutlichen die Problematik
des KlÃ¤gers. Dieser war zum Beispiel seit Januar 1987 nur in einigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen tÃ¤tig, zumeist nur wenige Tage. Dokumentiert sind
dort TÃ¤tigkeiten (als Beleuchter) vom 03.01. bis 05.02.1987, 29.10. bis
31.10.1991, 26. bis 30.11.1991, am 07.03.1992, 18. bis 20.08.1992 und vom 05.09.
bis 18.11.1994 (nach der Arbeitsbescheinigung 05.09. bis 31.10.1994). Im Jahre
1999 war der KlÃ¤ger demnach beinahe fÃ¼nf Jahre Ã¼berhaupt nicht mehr und
davor nur sporadisch beruflich tÃ¤tig gewesen. Im Zeitraum 1989 bis MÃ¤rz 2001
hat die Beklagte 45 Vermittlungsversuche unternommen.

In Bezug auf die weiteren vom KlÃ¤ger im Schriftsatz vom 04.03. 2001 erhobenen
VorwÃ¼rfe (G. habe unter anderem gesagt, er sei doch vÃ¶llig gesund und nur zu
faul zu arbeiten) kann der Senat unterstellen, dass die behauptete Ã�uÃ�erung
gefallen ist. Bei dem dargestellten Berufsweg des KlÃ¤gers und den dokumentierten
VermittlungsbemÃ¼hungen der Beklagten ist es nachvollziehbar, wenn ein
Arbeitsvermittler im Rahmen eines GesprÃ¤chs eine derartige Bewertung abgibt.
Ob diese letztlich vollstÃ¤ndig zutrifft, ist dabei nicht ausschlaggebend. Jedenfalls
lÃ¤sst sich eine Voreingenommenheit und Parteilichkeit des Vermittlers gegen den
KlÃ¤ger daraus nicht entnehmen. Ein Arbeitsloser muss derartige EinschÃ¤tzungen
hinnehmen, wenn sie nicht vÃ¶llig aus der Luft gegriffen sind. Im Ã�brigen liegen
auch keine Anhaltspunkte dafÃ¼r vor, dass G. nicht bereit gewesen wÃ¤re, seine
EinschÃ¤tzung bei einem entsprechenden Anlass zu Ã¤ndern.

Da somit nach alledem die Anspruchsvoraussetzung "Arbeitslosigkeit" des Â§ 119
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Abs.1 Nr.2 SGB III nicht vorgelegen hat, ist die Berufung des KlÃ¤gers
unbegrÃ¼ndet. Die Beklagte durfte den Antrag des KlÃ¤gers ablehnen. Ein
Vorgehen nach den Â§Â§ 66, 67 SGB I wegen VerstoÃ�es gegen die in den Â§Â§ 60
ff. SGB I geregelten allgemeinen Mitwirkungspflichten war nicht veranlasst (vgl.
auch Wissing a.a.O., Â§ 119 Rdnr.95 mit Hinweis auf das Urteil des LSG Rheinland-
Pfalz vom 28.10.1997 â�� L 1 Ar 119/95 â�� bei einem vergleichbaren Sachverhalt).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nr.1, 2 SGG liegen
nicht vor.

Erstellt am: 14.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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